
HRR
a R A  o  F x  -B $

> * 5  r

Lösung eher als vorläufig und hofft die Praxıs werde daß ıhr Sınn vertehlt wird wenn Nan NUur das C1NE oder
VO  3 selbst ZUT sukzessiven Auflockerung dieser Eın- andere Kapıtel betrachtet Die gCHNAUEC Durchsicht
schränkung tühren daß die Denkschrift gerecht, umtassend vernünftig, theo-
Hıer yeht 65 treilich Fragen, dıe, da S1E weder theolo- logisch tief und VOT allem csehr 1ST Sıe verweiıgertsisch och praktisch gelöst siınd dem Unternehmen DC- sıch bestimmten „politischen Theologie aber S1IC
£ährlich werden könnten, WEn CS nıcht gelingt, SIEC AaUus scheut sıch nıcht da reden, andere schweıgen Sıie
den iıdeologisch politischen Verflechtungen herauszuhal- eröftnet das notwendige Gespräch
ten, die S1IC während des ersten Experiments geraten Der Gesamtaspektsind Wohl nıcht zuletzt deswegen etellt der Episkopat
klar die 1SS10N der Arbeiterpriester SC1 1Ne spezifisch Das Kapitel Umftang un Zusammenhänge der
priesterliche Funktion, und WIC alle Priester N S SC- Probleme geht autf den geschichtlichen Hintergrund der

Vertreibung und die Einzelschicksale C1IN, wodurch 1weiht, das Evangelıum verkünden Um den LLCUCIN
Versuch ıcht den MiıfSverständnissen des ersten Uu- Viertel des Deutschen Reiches VO  z 1937 fremde
SEtZECN; haben die Bischöfe auch den Titel gewechselt. Der Verwaltung gestellt worden 1ST auch für den Protestan-

SO11- LISMUS ein schwerer „Eingriuff SC1NEC Substanz Es wiırdArbeiterpriester heißt nıcht mehr „pretre Ouvriıer“
ern „pretre ravaıl“. Dıie ideologische Terminologie aber ebenso auf die schwere politische und moralische
VO „‚monde OUVTIEeLr gehört der Vergangenheit Schuld des deutschen Volkes (nıcht „Kollektivschuld“)

gegenüber SEL Nachbarn hingewiesen „Die den Deut-
schen angetanen Unrechtstaten können nıcht AaUuUsSs dem Zl
sammenhang M1 der politischen und moralischen Ver-Okumenische Nachrichten W1ILTUNg herausgelöst werden, die sıch das deutsche

Denkschrift der EKD Die IM Zustimmung des Rates der olk VO Natıionalsozialismus hat tühren lassen“ (8) Es
ber Vertriebene wiıird festgestellt die Vertreibung der Deutschen AUS den
un! Heimatrecht EKD veröffentlichte und VO Rat Gebieten der Oder-Neiße Linıe habe ıhre NOT-

verantworteftfe Denkschrift seiNer
Kammer für öffentliche Verantwortung über „Die wendige sittliche un rechtliche Bewältigung bisher nıcht

ertahren Die Entscheidung des Potsdamer Protokalls VOLage der Vertriebenen un das Verhältnis des deutschen
Volkes seiIiNenNn östlichen Nachbarn (mıt Vor- Oktober 1945 wird evorläufige SCNANNL Es wırd da-

VOT sıch über die kritische MSR Verfassung V 16-WOTLT VO Präses Kurt Scharf Verlag des Amts- ler Vertriebener hinwegtäuschen lassen Die organgeblattes der EKD Hannover 1965 hat WI1e AUS
Presse un: SONSTIgeEN Nachrichtenmitteln ekannt 1i1nNe

den deutschen Ostgebieten verlangten ach umtas-
senden internationalen Erörterung der Fage, „ WIC we1itderart heftige un unabsehbare Diskussion ausgelöst da{fß künftig durch ELE völkerrechtliche und polıtische Ver-

VOTrerst 1er 1Ur C1iMN sorgfältiger Auszug dieser enk- wirklichune? 1CU tormulierenden Menschen-schrift Zur Urteilsbildung unNnserer Leser vegeben werden
annn zumal da der Vorsitzende der Kammer der EKD rechtes derartige Massenkatastrophen verhindert werden

können Man be1 der anzustrebenden VersöhnungProf Dr Ludwig Rauiser, Tübingen, unterdessen nıcht 1Ur das Erinnerungsbild sprechen lassen, sondern dieklärt hat die Diskussion Z  9 daß die Weningsten die tatsächlichen Möglichkeiten Das deutsche olk kommeDenkschrift als (Ganze gelesen haben Gefahr MI1t SCINCN politischen Vorstellungen ‚neben die
weltpolitische Wirklichkeit geraten und über unbe-Zweck der Denkschrift

Präses Scharf Sagl Vorwort ausdrücklich AA pan- Zukunftserwartungen gegeNwWartıge Aufgaben
EISAUINE

Nung zwischen West und (Ost die also, WI1eE auch der 'Titel
AaNVISIErTt wiırd beobachte MmMit wachsender orge, Das Recht der Vertriebenen

dafß ach Z Jahren die 1945 geschlagenen Wunden noch Das Z We1te Kapitel behandelt die Vertriebenen (56:
aum angefangen haben, verheilen Die Denkschrift sellschaft und Kirche“ Es geht autf die gesellschaftlichewolle daher Diıienst Frieden durch Versach- und sozialpolitische Lage der Vertriebenen M1 großerlichung der Diskussion und Zr besseren Urteilsbildung Oftenheit un orge E1 SO wiırd DESART SC CinN schlim-
leisten, MmMIi1t der Einschränkung, daß S1C sıch auf die Lage 11165 Miıfsverständnıis, anzunehmen, INa könne „C1IM

der Bundesrepublik Deutschland beschränke un be- 7z1ales Problem, das ININ zugleich mnm menschliches un:
sonders die deutsch polnischen Fragen herausgegriffen polıtisches 1ST allein MI1IC wiırtschaftlichen Miıtteln lösen“
habe Im Schlußkapitel VI „Die deutschen UOstgrenzen eLtwa2a durch den Lastenausgleich der übrigens 111 voll-
als polıtische Aufgabe wird zugegeben, daß die EVA kommen WAar Es bleibe ein großer Kreıs derer, die uUunzZzu-
gelische Denkschrift ZW AAar keine politischen Lösungen 1115 reichend oder Sar ıcht siınd SO SC1 die
Auge fassen könne, daß aber „das deutsche olk aut die Altersverso1 Sung der rüher Selbständigen und mithelfen-
notwendigen Schritte vorbereitet werden u  9 „damıit den Famılıenangehörigen Ce1in spezielles Vertriebenen-
1Ne Regierung sıch ermächtigt fühlen kann, handeln, problem Man könne VO  3 den Vertriebenen C Ja ZUM
WeNnNn NOLT tut  “ (S 43) Iso 1116 „politische enk- Gericht (sottes 1Ur verlangen, der Solidarität
schrıft? Gewiß aber VOL allem SN pastorale Denkschrift M1 der Gesamtheit des deutschen Volkes gesprochen Wer-
enn ST versucht erster Lıinıe die bestehenden Span- den annn Dann müfßte 1€es aber der Gesetzgebung
NUNSCH VO  — verschiedenen Vertriebenen Standpunkten SsCINEeN wirtschaftlichen Ausdruck finden Sıe edürfe
innerhalb der EKD lösen )as 1ST der eigentliche Kern, driıngend der Verbesserung er Kern des Vertriebenen-
den Inan über der politischen Verantwortung 17 problems se1l das zurückgebliebene Irauma un WwWeItL-
Sınne für Frieden un: Versöhnung CS Verantwor- gehend der soz1ıale Abstieg „Die Vertriebenen haben sıch
Lung, die prinzipiell auch der katholischen Sozijallehre bisher keinem gesellschaftlıchen Bereich ausreichend
entspricht nıcht veErgeSsCcN darf Sodann siınd die einzel- durchsetzen können Unbefriedigt bleibe VOL allem das
Ne  — Teile der Denkschrift Zzut miteinander abgewogen, Bedürfnis nach Selbstbestätigung CISCNCN Lebenskreıis,
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eın vitales Bedürfhnis jedes Menschen. Daher se1 „das rechtler gehe dahıin, daß- d.ie bedingungslose KapitulationEmpfinden eınes großen Bevölkerungsteils, ıcht voll- des Deutschen Reiches se1nNe Gebietshoheit nıcht vernichtet
gültig anerkannt se1n, eine polıtische Realität“. habe Polen bedürfe daher für eiınen rechtmäßigen Besitz
Nach alledem, heißt 65 weıter, IS nıcht sehr der der „ Verwaltungsgebiete“ AaUus deutschem Gebiet noch
Staat mMIiıt seinen Ma{fßnahmen der Daseinsvorsorge als eiıner endgültigen Legitimierung, die nıcht durch die An-
vielmehr die westdeutsche Gesellschaft, die den Ver- erkennung der Oder-Neiße-Grenze seıtens der SOWJet-triebenen offenbar Vieles nd Wesentliches schuldig ZC gegeben sel.
lieben 1St  « Das gelte Üahnlich auch für die kirchliche Lage Auf völkerrechtlich siıcherem Grund stehe ina  e auch, WenNnnNn
der Vertriebenen. Hıer musse Versäiäumtes nachgeholt WEeTl - INan weıter teststellt, daß 65 eiınem Staat der remdes (Se-
den biet besetzt, nıcht erlaubt sel, durch Massendeportationen

die OFrt ansässıge Bevölkerung vertreiben. Hıer gelteDie Lage der Polen jenseits der Oder-Neiße heute der Gesichtspunkt der Wahrung der Menschen-
würde und des Schutzes nationaler Minderheiten. DafßDas dritte Kapıtel gibt das Gegenbild aut polnischer

Seıte, das WIr 1Ns Auge fassen sollen. Zu den strıttıgen e1n solches Deportationsverbot der allgemeinen Rechts-
Punkten 1n der Auseinandersetzung über die künftigen überzeugung 1n der Völkergemeinschaft entspricht, lasse
deutschen Ostgrenzen un das Verhältnis den OSt- sıch Aaus vielen Zeugnissen der Nachkriegszeit erweısen.
liıchen Nachbarn yehöre die rage, „Von welchem SItt- In Fortführung dieser Zeugnisse werde 1U  e versucht, auch
lıchen, rechtlichen und politischen Gewicht die tatsäch- das ‚Recht auf Heıimat“ in das Völkerrecht einzutühren.

och die meısten Staaten gehen LLUT: zögernd azu über,lichen heutigen Gegebenheiten 1n den Gebieten Jense1ts
der Oder-Neiße sind“. Dıie Denkschrift könne aber das Selbstbestimmungsrecht durchweg anzuerkennen.
nıcht die vielschichtige rage untersuchen, V O©  3 welcher Grundsätzlich vertritt die Denkschrift den Standpunkt,
rechtsbildenden raft vollendete Tatsachen auch Za daß die Wegnahme der deutschen Ostprovınzen und die
sınd, WENN S1e durch Rechtsverstöße entstanden sind. Es Vertreibung seiner deutschen Bevölkerung rechtswıidrig
werden dessen 1Ur VO kompetenten Autoren Tafa War und bleibt. und welcher Ausgleich für dieses Un-

recht gefordert werden soll,; se1 und bleibe Sache einersachen angeführt, die geradezu verzweiıtelte Aus-
gyangsposıtıon Polens nach Kriegsende, als VO seiınem frejen polıitischen Entscheidung. Um S1e erreichen,
1937 och 2388 634 gkm umftfassenden Gebiet die Ost- dürfe das deutsche olk aber nıcht VEISCSSCH, W as tür

Unterdrückungsmaßnahmen vorher 1mM deutschen Namenprovınzen mit 180 000 gkm SowjJetrulßsland abgetreten
werden mußten, etwa2a 1n dem Umftang, W1e bereits der Polen verübt worden sind. Diese leidvolle Ge-
Vertrag zwıschen Hıtler und Stalin VO August 1939 schichte „stellt unls heute unausweichlich VOTLr die rage,

ob sıch daraus nıcht politische, vielleicht aber auch völker-vorgesehen hatte. Die Verwaltungsgebiete Aaus dem eut-
schen Staatsgebiet VO 1937 betragen aber MUL: 103 O28 rechtliche Eınwendungen SC einen deutschen AÄnspruch
gkm Diese Reduzierung Polens rund 76 01010 gkm aut unvermiınderte Wiederherstellung se1nes früheren

Staatsgebietes ergeben“ 28) i1ne wichtige politische WwWieFläche se1l nıcht durch einen Bevölkerungsverlust VO  e} 61/>
Millionen Menschen während des Krieges un durch die sıttliche Frage!
VO  3 Hıtler betohlene Vernichtung des orößten Teıls der

Unrecht steht Unrechtpolnischen Intelligenz leichter geworden. Polen Wr VO
der Ausrottung bedroht, kam Aaus einer totalen Kata- Man findet aber den Zugang einer rechtlich befrie-
strophe. Inzwischen sınd die VO Deutschland abgetrenn- digenden Antwort nıcht mı1t stratrechtlichen Kategorien,
ten Westgebiete VO den Polen ıcht 1Ur wiederauf- Sagt die Denkschrif. Das Völkerrecht kenne ein Strat-
gebaut, sondern auch ausgebaut un MIt Indu- recht. Deutschland 1St nıcht SsCh des Hitlerregimes un:
strıen ausgestattet worden. Schon 1960 47 ,5 7a seiner Untaten rechtlos geworden. Dagegen seı1en NST-
der Bevölkerung 1N den 5S0> Verwaltungsgebieten geboren haft 7wWel andere Gesichtspunkte bedenken. Deutsch-
oder dort aufgewachsen. Die wiırtschaftliche Bedeutung lands östliıche Nachbarn weılsen autf 1ine deutsche Friedens-
dieser Gebiete tür Polen se1 derart, da INa  S} S1ie als sicherungspflicht hın ach em, W as vOTaNnSCSANSCH sel.
existenznotwendig bezeichnen musse. Deutschland habe 1939 mitgewirkt be1 der Abtretung der

polnischen Ostprovınzen die SowjJets, also musse
Was Sagt das Völhkerrecht ° jetzt auf die Rückgabe der VO Polen verwalteten VWest-

Um objektive Anhaltspunkte für eıne Lösung finden, provınzen verzichten. Damıt verbindet sıch eın 7zweıter
erortert das vierte Kapıtel die „Völkerrechtliche rage  “ Gesichtspunkt: der Inhalt dessen, W 4S VO deutscher
Es empfiehlt angesichts der Unvollkommenheit des Völ- Seıite als Wiıedergutmachung für das ıhm zugefügte (n
kerrechts mehr Nüchternheit 1in der politischen Verwen- recht verlangt werden kann, veräiändere sıch 1n dem Maße,
dung völkerrechtlicher Argumente. Das oilt tür die 1n dem Polen erfolgreiche Anstrengungen gemacht hat,;
SÖffentliche Meınung 1n der Bundesrepublik, die wWeIlt- den Besitz 1n seinen Staat integrieren. Wıe auch
gehend VO  w der Aaus verletztem Rechtsgefühl yenährten iımmer, die rechtliche Analyse wiıird damıt enden, daß
"These bestimmt werde, die AÄAnnexıon jener Gebiete un: echt Recht bzw. Unrecht Unrecht steht. „ In
die Vertreibung VO Millionen deutscher Bewohner habe solcher Lage wırd das Beharren autf gegensätzlıchen Rechts-

das „Recht auf Heımat“ verstoßen. Darum se1l die behauptungen, mIit denen jede Parte1ı U: ıhre Interessen
Wiederherstellung der Grenzen VO 1937 eiıne Sache verfolgt,
nationaler Ehre und des Rechtes. Auftf Grund der Befra- Frieden.“ unfruchtbar, Ja einer Geftahr für den

gung VOI Sachverständigen erklärt die Denkschrift, eın Das fünifte Kapitel kommt endlich ZUuU Kernpunkt der
Recht autf AÄAnnexıon durch den Sıeger kenne 1Ur das Denkschrift, den „ Theologischen und ethischen Erwägun-
altere Völkerrecht. Im NEeUeTeEN Völkerrecht se1it Ende des en die einer Versöhnung beitragen können. Leider
Ersten Weltkrieges findet diese Theorie keine Stütze se1 W1e be1i dem Streit iınnerhalb der EKD über die Atom-
mehr Die überwiegende Meınung der westlichen Völker- bewaffnung eobachten, da{fß die theologische Diskus-
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S10N azu drängt, die polıtischen Entscheidungen 1ın we1l- gelıum VO  e der Gnade (sottes die fortdauernde völker-
te  3 Umfang vorwegzunehmen un: den VO Völker- rechtliche un polıtische Aufrechterhaltung des deutschen
recht freigelassenen Raum MIt theologisch verbindlichen Rechtsanspruches auf Heımat ableiten, 1n der 'Tat eıne
Satzen auszufüllen. Man könne Z7Wel vegensätzlıche Auf- Pseudotheologie, die AL äAhnliche Ideen be] den „Deut-
fassungen erkennen. Die eıne Orlentiere sıch für das ZAUE schen Christen“ Hıtlers erinnert.
sammenleben der Menschen ÜAhnlich der katholischen
Normenethik 4al ftesten Strukturverhältnissen, talle ber nıcht einfach „Verzicht“
aber leicht in Resignatıon, WCNN S1e den Möglıchkeiten Ebenso werden abgelehnt die SOs „Bielefelder '.I'hese.n
eiıner christlichen Versöhnung ausweiıcht. Dıie andere der Kırchlichen Bruderschaften“, deren Einfluß INan
Gruppe 7E sıch dem Vorwurftf einer Sıtuationsethik Unrecht hıinter der Denkschrift sucht, Thesen, die der Er-
AUuUS.,. Die Vertasser der Denkschrif ziehen AaUuUSs den Erfah- haltung des Friedens den Vorrang gegenüber dem Rechts-
runscn des ınnerevangelıschen Streıites die Atom- gedanken geben und einse1it1g VO Christus, dem Erlöser,waffen insofern Nutzen, als InNna  —$ daran erkannt habe, her argumentieren. So halten S1e den Verzicht auf die
da{fß eıne Verabsolutierung VO Wahrheitsmomenten in
die Irre tührt

Rückkehr iın die SO$S- polnischen Verwaltungsgebiete für
geboten.
Dıie Vertasser der Denkschrift anerkennen, daß 1in beidenHeımat ZST eın Religionsersatz Thesengruppen Wahres enthalten sel. Be1 eiıner

Die theologische Grundlagenkritik den verhärteten künftigen Neuordnung des Verhältnisses zwiıschen dem
Positionen ın der Vertriebenenfrage bei den biblıi- deutschen olk un seinen östlichen Nachbarn werde iINan

schen Bedenken die Behauptung eines unabdıing- den Unrechtscharakter des Geschehens nıcht in rage stel-
baren Heımatrechtes hne Zweiıtel gehöre die ırdische len dürtfen. Es dürfe jedoch auch ıcht ungeschichtlich M
Heımat den Gaben, miı1t denen (Gott den Menschen das dacht werden, das VOrausscgangeNe Unrecht sSe1 iın ech-
Leben ermöglıcht. Sıe 1St 1ber eın iırdisches Gut Schon die NUunNng stellen, da{ß eine künftige Friedensordnung
Vernunft wiıderrate ebenso W1e die Lebenserfahrung eıner nıcht ohne Opfter des deutschen Volkes auch alten
Übersteigerung, „die dıe Heımat 1n den Rang eınes höch- Rechtspositionen haben Se1n werde. Es wırd jedoch
sten Lebenswertes erhebhrt un ıhr einen pseudoreligiösen geraten, den Begrift SVerZIeCht. der ohnehin „moralısıe-
Charakter verleiht“ 35) Man dürte Nnıe VEISCSSCH, da{fß rend wirkt un Atftekte auslöst“, in dieser ZSaNzZCh
sıch die Heımat als abe Csottes nıcht VO den anderen Diskussion Sparsam w1e möglich verwenden (38)

An dieser Stelle weısen d1€ Bielefelder Thesen miıt RechtGütern des Lebens unterscheidet und daß S1e auch VO
Gott vorenthalten werden An Es wird 1er daraut VeI- auf die Notwendigkeit der Versöhnung hin Kritisch sSe1
wıesen, da{ß Christen die wahre Heımat be1 (Gott haben, jedoch ıhnen SapceNn, da{fß ıne solche Versöhnung

wırd dagegen vergessen, da{fß D Abraham AaUs seiner 11UT das Ergebnis eınes sıch auch in einer tragbaren poli-
Heimat herausgerufen wırd 1n eın anderes Land, daß tischen Neuordnung verwirklichenden Prozesses seın
überhaupt der Wechsel der Heımat, auch durch das kann. Hıer 1STt die Denkschrift 1m echten Sınne politisch,
als Gottesgericht erfahrene Exıl,; eınen wesentlichen Zug besonders auch durch den Hınweıs, daß 1ne wirksame
der Heıilsgeschichte, Ja die Vorbedingung der eschato- Versöhnung „ohne Partnerschaft undenkbar“ sel, daß S1e
logıschen Erfahrungen Israels bedeutet. Dann würde CS also 1U ın größeren politischen Zusammenhängen MOg-
leichter verstanden werden, Wenn die Denkschrift Sagı ıch wird. DiIie Theologie könne dazu 1LUFr einen eil-
„Diese Fremdlingschaft ın der Welt erlaubt den treien beitrag leisten, das entscheidende Wort habe die Politik.
Gebrauch ıhrer Güter un schützt VOTLT einer unerlaubten So schließt denn das theologische Kapitel völlig einwand-
Überschätzung“ 34) SO entsteht die These „Die theo- freı miıt der Mahnung: 39  ıe Vertreibung der deutschen
logischen Elemente des Heimatbegriffes können nach Bevölkerung Aaus den jetzt polnisch verwalteten Gebieten
allem nıcht dazu dienen, ein unabdıngbares Recht des mu als Unrecht un Verstofß elementare S1tt-
Menschen auf se1ıne, auf die Heımat begründen.“ Man lıche Gebote bezeichnet werden.“ Dıie eigenmächtig VOCIT-

versteht, warum . vıele Heimatvertriebene, VOTLT allem die wirklichte „Entschädigung“ für VOFaussCcHdaNSCHNCS eut-
au  2} dem Josephiniısmus kommenden Sudetendeutschen, sches Unrecht hebe den Unrechtscharakter der Vertrei-
für eıne solche Theologie eın rgan haben un : bung ıcht auf 59 Hıer musse 114  S dem „Irauma“ der
politisch oder Sal nationalistisch reagıeren können. Heimatvertriebenen gerecht werden. Die Kiırche musse
Das oilt EerSst. recht für die weıteren Konsequenzen der eıner stiıllschweigenden Sanktionierung der Vertreibung
Denkschrıift, die 11U  3 auf dıe innerevangelıischen Kontro- in eınem Friedensvertrag wıdersprechen. Vom Unrecht
versen sprechen kommt. Die anzustrebende inter- der Vertreibung aber könne mMan 1Ur reden, W C111 INa  —$

natıonale Friedensordnung, die ohne den Wıillen ZU sıch der rage der Schuld stellt. Es lıegt eine Schuld-
Neuanfang auf der Grundlage der Versöhnung nıcht verstrickung VOI, die nıemand leugnen dürte Aus ıhr
denkbar sel, musse beachten, dafß „evangelische Ethik führe LUr heraus eın Gespräch der Versöhnung. Diesem
keine in sıch ruhende unveränderliche Ordnung tür diese Gespräch 311 dıe Denkschrift vorarbeiten. Darum 1St S1e
Welt kennt“. Darum wırd die 5S0> „Lübecker The- ZUuT, realistisch und tapfer.
sen  < eıner Gruppe evangelischer Vertriebener gEeESAZT,
se1 ırrıg, behaupten, das Evangelıum gebiete nıcht den
Verzicht auf die Heımat, CS verbijete vielmehr eıne T1e- Arbeitstagzung der Der Präses der Synode der EKD,
densordnung, die auf Gewalt un Diebstahl gegründet EKD-Synode West Ministerijaldirigent Hans Puttfarken,
sel1. Hınter den Lübecker Thesen stehe eben die ber- der 1mM Maärz 1965 die eıden gELrFENNILEN Teile der EKD
ZCUZUNZ, da{ß Unrechtsakte geltendes Recht ıcht auf- oleichzeitigen koordinierten Tagungen einberuten
heben können nd nıcht durch vOorausgegangenes Unrecht hatte (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg.,
gerechtfertigt sind. Die Denkschrift wıderspricht den machte ZU erstenmal VO dem Kırchengesetz VO  —; Bethel
weıt gehenden „Lübecker Thesen“, die AauUus dem Van- AUS dem Jahre 1963 Gebrauch un berief die Westlich’en
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Mitglieder der Synode der EK  g für en bis 10. No- bar“. um Soldateneid bemerkte 1: reilich, CS sel ıhm
vember 1965 einer Arbeitstagung ach Frankfurt fraglich, „ob WIr mi1t der Eidesleistung auf m Wege
Maın. Dazu bestand besondere Veranlassung, weiıl die sind“ (epd 19 Die Vorlage ber den „Dienst
ursprüngliche Tagesordnung ZwWel Themen vorsah, aıe der Kırche den Soldaten“ wurde nıcht ZU Beschluß
nıcht für die EKD der Zone gelten, nämli:ch die weıtere erhoben, sondern nur als Arbeitsgrundlage N-
Klärung, w1e die 1957 miıt der Bundesrepublik Deutsch- CHNOMMECN und dem Militärbischof für seine bisherige
and vereinbarte Milıtärseelsorge, 1ın heißes Eısen, Arbeit gedankt. In der Vorlage heißt anderem,
unantechtbar durchgeführt un Ww1e S1e durch eine and- der Milıtärseelsorgevertrag se1l für sıch „keine Garantıe
loge Seelsorge für die Kriegsdienstverweigerer sinnvoll tür die Verkündigung des Evangeliums 1ın Freiheit un
erganzt werden ann Ursprünglıch iıcht vorgesehen, Wahrheit“.
wurde auch die Denkschrift der EK  , über 397  TE Lage der
Vertriebenen un das Verhältnis des deutschen Volkes Kriegsdienstverweigerer ZU Friedensdienst
seinen östlichen Nachbarn“ (vgl ds Heft, 699) VOL- Parallel wurde die Arbeit der Kırche den „Kriegs-
läufig behandelt, weıl die heftige Diskussion ın der dienstverweigerern“ verhandelt unter Hörung des 1963

Öffentlichkeit ıne Klärung nötıg machte. Z Beauftragten der bestellten Referenten für
diesen Zweıg der Seelsorge Präses Joachim Beck-

Keıine „Militärkirche“ 1I1N14ann,. Beckmann Setzie sıch ' datür e1in, dafß der zivıle
Zum besseren Verständnis der Militärseelsorge hielt Vıze- Ersatzdienst der Kriegsdienstverweigerer Aaus Gewissens-

gründen ıcht wenıger Aart se1n sollte als der soldatischepräsident Hans Thimme ein einleitendes Grundsatz-
refterat „Der Dienst der Kirche besonderen Gruppen Dıienst, er sollte jedoch einem sinnvollen Friedensdienst
un: NAanntfe als Beispiel datür Uu. Gn die Denkschritften ausgestaltet werden, wotür eine eıgene Vorlage ein-

gebracht WalLl. Man musse davon abkommen, Kriegsdienst-über d16 Lage der Landwirtschaft (vgl Herder-Korre-
spondenz ds Jhg., 546 f un über die Vertriebenen. geSNECI als „Drückeberger“ behandeln. Neben den
In den gleichen Zusammenhang gehöre die Einrichtung Einsatzmöglichkeiten in der Sozialarbeit sollte auch

eınen internationalen Friedensdienst gedacht werden.VO Sozial-, Studenten- un Krankenhauspfarrämtern.
Dem Pluralismus der modernen Gesellschaft entspreche iı1ne Vorlage bemühe sıch, den Sınn des internationalen
CS, auch .. die Soldaten gesondert betreuen. Milıitär- Friedensdienstes (Aufbaudienst 1m Ausland,;, Friedens-
bischof ermann Kunst SetIzite diese Ausführungen fort korps) erläutern und die orge die Kriegsdienst-
anhand eınes der Synode vorliegenden gedruckten Be- verweıgerer als eınen ernsten kirchlichen Dienst klar-
richtes ber dıe Methoden der Milıtärseelsorge. Er legte zulegen. hne seine Erfüllung werde die Miılıtärseelsorge

unglaubwürdig. uch Präses Beckmann erhielt den DankWert auf die Feststellung, da{ß der Staat bisher nıcht eın
einz1ges Mai ein „schmutziges Angebot“ gemacht habe der Synode.
Der deutsche Miılıtärptfarrer gehöre nıcht W1e der AUS- Konnte iNan bemerken, daß in diesen heiklen Fragen VO  =)

Krieg und Frieden eın bewegtes Thema früherer Synodenländischer Heere ZUr militärischen Hierarchie, un C:

trage keine Unitorm. Der Begriff „Militärkirche“ sel tehl durch seine derzeıtige Erörterung autf dem Vatikanischen
Platz Die Militärseelsorge se1 und bleibe in den Konzıil un: ohl auch durch die Friedensmission des

Landeskirchen verankert. Allerdings könne IMNa  S die DPro- Papstes bei den LIEU aufgeflammt WAafr, demnächst
blematik der Bewafinung iıcht übersehen. seinen Niederschlag 1n einer Denkschrift finden,
Nach seiner Auffassung habe der Watfendienst 1Ur Be- wurde die pannung der dreı Verhandlungstage durch die

Sturmböen der Ööffentlichen Aussprachen über die Ver-rechtigung als Dienst tür den Frieden. Was heute nıcht
Zuerst für den Frieden geschehe, se1 Sünde (epd 11 65) triebenendenkschrift hervorgerufen; übrigens auch Aus

Jedenfalls gehöre die Militärseelsorge nıcht Z „inneren eiınem formalen Grund Denn einer der bekanntesten
Führung“ der Bundeswehr. Synodalen, Klaus V Bismarck, beklagte sıch darüber, da{fß
Mehr Klarheit brachte eın VO  3 Prof. Ludwig Raiser VOI- 1ne weittragende Denkschrift w1e die zur Lage der

„Vertriebenen, die E, Al siıch bejaht, als Wort der EK  Sgelegter Entschließungsentwurf in die Intentionen der
Synode, 1n dem 65 I9 hieß „Der Kriıeg 1MmM die Offentlichkenit gebracht werden könne, ehe S1e VO

Zeitalter und ZWar iıcht 1Ur der Krıeg miıt nuklearen der Synode durchberaten worden sel.
Waifen, sondern auch der SO konventionelle Krieg, w1e Rechtfertigung der Vertriebenen-DenkschrifiWIr ıh ständig erleben bringt heute eın solches Maiß
VO  3 Unmenschlichkeit über die Völker un: Eınzelne, daß Es War nıcht umgehen, daß schon 4an 7weıten Ver-
WIr Christen uns allen AÄnstrengungen beteiligen MUS- handlungstag die Rechtfertigung der Vertriebenen-Denk-
SCH, die der Entstehung VO  e Konflikten un: Kriegen in schrıiıft 1n den Vordergrund EKAT: Der Vorsitzende der
ıhren Ursprüngen wehren können.“ Damıt wurde, W1e€e „Kammer für öffentliche Verantw_örtung f Protf Dr Lud-
erfahren WAafr, das Thema der nächsten Denkschrift der W1g Rauıiser, und ıhr Geschäftsführer, Oberkirchenrat Er-
EKD ZUT Friedensirage angekündıgt. wın Wılkens, Hannover, übernahmen die Aufgabe, dıe
Wiährend der Aussprache bemerkte Militärbischof Kunst Synode einer Zustimmung Z Denkschrift Zu eWEe-
u  2.:! Wenn eın Soldat während der Dienstleistung (S@e: SCH, obwohl die Synodalen lıeber gyesehen hätten, wWwenn

wissensbedenken bekomme, w1e 65 siıch iıcht selten ere1g- InNna  } S1e vorher gefragt hätte. Raiser betonte, die ammer
net habe, se1l der Militärpfarrer gehalten, sıch dieses se1 eın ständıges Gespräch mMiıt Vertretern der Ver-
Soldaten anzunehmen und Fürsprache einzulegen, damıt triebenen bemuüuht BCWCECSCIL, leider nıcht ımmer miıt Erfolg.

möglıchst bald VO Waffendienst freigestellt werde. Dıie Kirche habe das Recht, ZUr Förderung des Y1e-
Die Konflikte, die nıt der Bewafinung 7U - ens unternehmen, auch WEn S1e AUS dem eigenen

Lande den Vorwurt der Lieblosigkeit hören mMusse  E ea odersammenhängen, würden nıcht bagatellisiert, „allerdings
se1l ein Pfarrer, der unte den Soldaten als Mıssıonar für „das Echo VO  s drüben“ (d AaUus Polen) autf sich arten

lasse. Wenn auch angesehene deutsche Tageszeitungen dasdie Kriegsdienstverweigerung tätıg se1ın wolle, Uuntraß-
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Recht der Kirche ZUT Öffnung politischer Verkrampftin- mold, Mitglied des Osti<ifchenausschpsses, wurde die
SCn bestritten haben, verkennen die betreffenden Denkschrift aut Verlangen VO Prases ‘ Kurt Schart als
Kommentatoren, da{fß sSeit der Barmer Theologischen Er- „wegweısend“ bezeichnet. Der Rat der EKD hatte sich
klärung VO 1934 eıne rühmliche TIradıition in der VAan- also durchgesetzt. Scharf betonte Ww1e schon vorher in
gelischen Kırche herangewachsen 1St, die analog dem aller Offentlichkeit die Rechtmäßigkeit des eingeschlage-
katholischen Verständnis VO  =) der politischen (nıcht 1ECN eges und unterstrich den othizijellen Charakter der
parteıpolitischen) Verantwortung der Kiırche tür das (j@e Denkschrift, die 1in den Bereich VO  3 Glaubens- un Lehr-
meınwohl Fragen aufgreift, die einer ideologischen amtsentscheidungen nıcht eingreife. Diese Bemerkung be-
Verkrampfung geführt haben und entgiftet werden mMUus- ZOß siıch auf einen Artikel der Grundordnung der EKD,
SsCcI. Wıiıe notwendig das ISt, bewiesen auch die Klagen LO wonach Lehr- und Bekenntnistragen nıcht 1n die Zustän-
[0)8! Bıschof Lilje auf der Synode, daß selitens unverstan- digkeit der Synode der EKD allen, sondern VO  3 ihren
dıger Vertriebener unglaubliche Drohbriefe bei den Ver- Bekenntniskonventen (nach lutherischem, retformiıertem
antwortlichen eingegangen seıen, die VO  e} der Präsenz und unıertem Bekenntnis) behandelt werden mussen. Da-
eines bösen Geilistes iınnerhal des deutschen Volkes Zeug- MIit wurden Bedenken VO lutherischer Seıite abgewehrt,
nN1ıs geben. dıe sıch den Rücktritt VO Landesbischof VWester; Flens-
Die Aussprache führte ZUuU einem Antrag der Synodalen burg, Aaus seiınem Amt als Vertriebenenbischof geknüpft
Prot. Heinrich Vogel, Berlin, Rundtunk-Intendant Klaus hatten: Es wırd 11U alles davon abhängen, ob 1INZW1-
Al Bismarck un Akademiedirektor Eberhard Müller, schen die pastorale un 1n weıterem Sınne politische
Bad Boll,; die politische Diakonie „den üblen Geıist Intention der Denkschrift sıch erfüllt; D ob CS VeI-
der Selbstrechtfertigung“ anzuerkennen und em Rat nünftigen Gesprächen mMiıt den Vertriebenenverbänden
der EK  = w1e den Vertassern der Denkschrift den ank und auch miıt den Parteien kommt un ob „ VON drüben“
auszusprechen, „weıl 1er dem Geist der Versöhnung 1in der gyesuchte Kontakt aufgenommen wiırd. Letzteres CI-

olk un bei den östlichen Nachbarn Raum SC- scheint schwier1g.
schatten“ werde (epd Jal 65) Da{iß dem 1St, zeıgte u. eine Tagung der vVvan-
Diese Entschließung wurde folgenden Tage bei Z7wWwel gelischen Akademie 1n Tutzing über „Unsere Nachbarn
Enthaltungen un: ohne Gegenstimme verabschiedet, 1 Osten Polen“, der auch Neven du Mont, der be-
allerdings wurde den Antrag VO  S Martin Nıe- kannte Fernsehreporter ber die polniısche Autbauarbeit
möller die eigentliche Diskussion auf das kommende 1n den Verwaltungsgebieten, und Henryk Kollat, Korre-
Frühjahr vertagt, damıt die Gemeinden unterdessen eıit spondent des Warschauer Rundfunks und Fernsehens in
hätten, die Denkschrift sründlıch studıeren, un da- Bonn, teilnahmen. Dieser begrüßte ZWAr die Denkschrift
mıt durch eın freimütiges Gespräch mit den Vertriebenen als einen Schritt ach VOTIN, erklärte 1ber unumwunden:
eine sachliche Atmosphäre geschaffen werden D: TIrotz Wr Polen fühlen uns überhaupt ıcht angesprochen,
des Eınspruches on Superintendent Klaus Harms, Det- wWenn VO Schuld die ede 1St  < (epd m 65)

Die Stimme des Papstes
Adhortatio Apostolica „Postrema Sess10“

Unter dem Datum —“D“O November 7965 richteté S Im Gebet fortjahren!
Payul VI einNe Adhortatıo Abpostolica, die MLE den Worten Wiährend das Okumenische Konzil Abschlu{fß seiner„Postrema Sesszo“ beginnt, die hatholischen Bischöfe
der Weolt In diesem Mahnschreiben ruft der aDs die Arbeiten 1MmM Begrifte se1n scheint, der Kirche und der

Welt eınen großen Strom geistlichen Lebens ZBischöfe, den Klerus UunN die Gläubigen ZUT Verwirk-
lichung der Konzilsbeschlüsse ın der vdostkonziliären Zeit führen, können Wır nıcht umhın, 9ingn\ v%iterlichen Appell
auf Der lateinische Wortlaut des Schreibens z urYde VET-

an die Gläubigen riıchten, damıt diese häufiger und eıt-
rıger (sott beten. Wır wünschen sehr, ehrwürdige Bru-Öffentlicht ımM „Usservatore Romano“ VO November der, dafß der Gebetseifter, dem Wır mehrere Male die71965 Dize hier folgende deutsche Übersetzung rıchtet sıch

ach dem lateinischen Text. Kıiınder der Kırche während der Feier des Konzils nN-
tert haben, 1UN Ende des Konzıils nıcht nachlasse,

Dıie Viıerte Session des ean Ökumenischen Vatikani- vielmehr och verstärkt werde, und ZWar 1in der VWeıise,
schen Konzils geht bereits ihrem Ende eENTIgEZECN. Bınnen dafß die Kirche in diesen Tagen 1n allen Teıilen der
z<urzem wırd sıch diese orandıose Versammlung, die VOT Welt 1n innıgem Gebet MT den Nachfolgern DPetr1 und

der Apostel siıch vereıne, WwW1e die ersten Apostelnunmehr jer Jahren Grabe des Apostels DPetrus ZU-
sammengekommen ISt, aut die Erwartungen, die Sehn- Marıa, die Multter Jesu und 1NSeETEC Mutter, im Abend-
süchte und autf die schwersten und dringendsten NOote mahlssaal versammelt (vgl APg 1 14), eın

Pfingsten erbeten, das durch das Werk desdes christlichen Volkes 1ne AÄAntwort veben, auflösen.
Und ihr, ehrwürdıge Brüder, werdet ach eıiner langen Heılıgen (Geistes das Antlitz der Braut Christı un der
ruchtbaren Arbeit ın uIie Diözesen zurückkehren un Gesellschaft soll
die berechtigte Genugtuung mMı1t euch nehmen, die PIO- Vor allem se1 würdiger ank DSESAQL dem allmächtigen
videnziellen Mittel für die wahre Erneuerung der Kırche, Gott, der während des ZSanzehn Verlaufs der Konzils-
tür die FEiınheit der Christen un: für dıe Befriedung un: arbeiten N1E aufgehört hat; den Okumenischen Versamm-
Hebungz der zeitlichen Ordnung vorbereitet ZU haben lungen mıiıt seiner Hılte un dem UÜberfluß hıiımmlischen
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